
1.Beiblatt Beiblat:~ zur Parlamentskorrespondenz~ 
_ :o;."" •• ~ "_ .. _" II.J.:. pP" _.;;._=,"-- 23. Juli 1951. 

Die Bauvorhaben del· USJI.:-B~~unß. bei Salzburg" 

268/A.B. Eine Anfr<ytebeantwortung des D~~ka.n!!,.erso 

zu ~64 u.283/J 
,.- . 

Die Abg.Ernst Fis c her und. Ge~ossen ha.ben am 11"Mai 1951 und 

am 6.Juni 1951 an den Bundesl<:anzler zwei .P.nfragen~ betreffend die 

~ichtung einer amerikaniscben Militärs~adt vor den Toren Salzburgs, 

gerichtet. 

In Beantwortung dieser Anfragen teilt :Bundeskanzler Dr.h" c",Dipl.-Ing. 

F i g 1 namens der Bundesregierung mit: 

"Es ist richtig~ dass das US-Element in der Gegend von Wals und 

Siezenheim bei Salzburg Gelände in illlSpr..l.ch genommen ha.tl/ Unrichtig ist 

jedoch, dass da.durch Rv~derte von Bauern ~rund und Hof verlieren. Nach 

einer Zusammenstellung des Gemeindearutes Wals tuld Siezenheim vom 

l8.-Ma1 1951 wurden von (leI' In.anspruch."la.hme rt:lld 50 Grundeigentümer be­

troffen, von ihnen verliert jedoch die Mehrzahl nur einen Teil ihres Grund­

besitzes, keiner verliert den Hof selbst .. Eiluge verlieren allerdings 

einen so gross~n Teil ihres Besitzes, dass ihr landwirtschaftlicher Betrieb 

nicht aufrecht erhal ten werden karuio 

Es ist riChtig, dass diaösterrej.chisch.!3n Behörden von dem Plan des 

U8-Eletlel'ltes, Gründe in der Nähe von Salzburgin .Anspruch zu. nehmen, Kennt­

nis hatten, es ist auoh aus Zei tu...,gs!lachr.ich~i:'l allgemein bekannt, dass 

Bundes- und Landesstellen alle ~~strengungen gemacht haben, um ein Gelände 

~ finden, durch das die Interessen der bodenständigen Bevölkerung in einem 

mOgl:i.chst geringen Ausmass verletzt werden .. · Leider war es nicht möglich, 

ausseI' den Gebieten um Anif e:tller'sei ts, W'cls und Siezenheim andererseits 

ein Gelände zu finden, das de'n Erfordernissen der Besatzl.Ulgsmacht ent­

sprochen hätte. Wie bekannt: hat sich das U~·-.EJ.ereent, als sich heraus- . 

stellte, dass der Bevölkerung Salzburgs die Errichtung e~nes Lagers in der 

Gegend von Anii' untragbarer sohien a.1s in der GQgend von 'Wals und 

Sieaenheim, nicht zuletzt alJ.s diesem Grunde entschlossen, das Wal:s­

Siezenhei~Geiända in A.~pr~ch zu nehmen. 
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2.Beiblatt Beiblatt zur Par1amen~s~?rre~ond~. 21.Juli 1951. 

Die österreichische Regierullg hat bei der Inanspruchnahme von 

Grundfläohen durch Besatzungsmächte stets Vßrsucht, im Verha.ndlungs-

wege bei der betreffenden Besatzunesmacht dnrchzusatzen, dass diese 

Inanspruchnahme nur im unbedingt erforderlichen Ausmasse und unter tun­

lichster Schonung der Interessen d.er Bllvölb3r1.l.lig und Wirtschaft erfolgen. 

Sie hat auch in diesem Falle für die Betroffenen interveniert und durch 

das Verständnis des U~Elementes bei der Durchführ~ng Milderungen 

erreicht 0 

Schliesslich darf nicht übersehen wr~rden, dass das amerikanische 

Element a.uf dem beschlagnahmten Qeläl1de ua.hlreiche Bauten aufführen 

wird, was sich insbesonders auf da.s Baugewerbe gtins"tig auswirken wird.. 

Diese Bauten werden in das Eigomt'..-wn deß Bundes fallen und nach Abzug 

der Besatzungstruppen für Zwocl:e der ßsterreichischen Bevölkerung 

VerWendung finden~ 

zwqiten 
Zu derl Anfrage vom 6e JurJi~ petreffend. den gleichen Gegenstand, 

ist zu bemerken: 

Es ist richtig, dass duchdas Fi.nai1zministerium Ankaufsver-o­

handlungen mit dem J3ürgermej.st,er und and.eren Vert.:rc"tern der betroffenen 

Bauern in Wa.ls und Siezenheio geführt werdoYl •• Diese Verhandlungen sollen 

die Grundlage für eine im Wege eines Nachtra,gskredi tes fes·tzusetzende 

endgül tiga Kaufsuli1Lle schaffen.. Du",'ch diesen Nachb->agsln'edi t werd.on die 

1m diesjährigen Bundeofinanzgcsetz vorgesehellr.ill1 Ansätze für Li,egenschafts­

a.nkä.ufe entsprechend ü'bs:t'schri tten werden" Die Bed.eclmng dieser Uber­

Bchreitungwird im Wege eines finanziellen Ausgleichs gemäss den bundes­

haushal tsreohtlichen Vorschriften gefund.en vlCrden'j 

Es -ist un:richtig q dass das Fina.1').zm1.nist(3~dum de;;J Grundeigentümern 

die vom Herrn Abe·~Fj.sche:r. als Schleuderpreis bezeichnete Summe von 

5 S pro m2 a.ngeboten hat~ Die in Betracht kOmI'J.enden Liegenschaften 

warden von Sachverständigen mit 8 Sbis 14 S ~ro m2 bewertet. Das 

Dundesministerium für Finanzen hat den Vertrete.l'n der betroffenen 

Grundeigentümer einen Durchschnittspreis von 14 S bis 16 S,je nach 

der Lage des einzelnen Fal1es~ das ist 140 ... 000 S bis 160.000 S pro ha, 

angeboteno" 

-.-e-e-... -~ 
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